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Zugestellt am
240 Mai 1974

Rego—Heupt—
sekretär als
Urkundsbeamter
der Geschäfts—
stelle

Urteil

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte‚

Prozeßbevollmächtigte: ........................ ,

Beklagte und Revisionsklägerin‚

Der 2° Senat des Duhdessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 420 März 4974 durch die

Richter K ü s t e r , F r i e d r i c h und
Dr. K r a s n e y und die ehrenamtlichen Richter

G e
h

a u e r und M ü l l e r für Recht

erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen
des Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 40° Mai 4972

wird zurückgewiesen,

Die beklagte hat der Klägerin auch die Kosten
des Revisionsverfahréns zu erstatten°
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{Die 4957 geborene Klägerin ist seit 4960 bei der Firma

VDO T;L■■£■i■i Werke ACQQQJSC'imngngxxmßxgin Frankfurt a„M‚

als Einkäuferin beschäftigto Bis dahin lebte sie im Hause

ihrer Eltern in Pfungstadto In diesem Hause hat sie weiterhin

ein Wohnzimmer von ca„ 45 qm und ein Schlafzimmer von ca° 40 qm

zu ihrer Verfügung° Beide Zimmer sind noch aus ihrer Mädchen—

zeit möbliert° Zu Beginn ihrer Tätigkeit erhielt die Klägerin

Von ihrer ■rbeitgeberin in Frankfurt a°M„ ein Leerzimmer mit

einer kleinen Küche als Werkswohnungo Seit 4966 bewohnt sie
„„

in Frankfurt a„M. ein anderes Leerzimmer mit Kochnische und Bad{3

zusammen etwa 50 qm groß" Sie ist ledig, auch nicht verlobt und

suchte an den Wochenenden regelmäßig ihr Elternhaus auf„

In Pfungstadt ist sie seit ihrer Geburt mit dem 4. Wohnsitz,

seit dem 4. September 4960 außerdem mit dem 2. Wohnsitz in

Frankfurt a.M° gemeldet.

Am 25. Dezember 4969 (einem Dienstag) beendete die Klägerin

ihre Betriebstätigkeit um 46‚50 Uhr, fuhr jedoch erst am
nächsten Tag gegen 8 Uhr mit ihrem Pkw in Richtung Pfungstadt,

wo sie im Hause ihrer Mutter das Weihnachtsfest verbringen ‘

wollteo In Darmstadt erlitt sie gegen 9.Uhr dadurch einen
Verkehr$unfall, daß sie mit ihrem Pkw auf Schneematsch ins

Schleudern geriet und gegen einen Baum fuhr„ bei dem Unfall

zog sie sich eine Kopfverletzung zu und verlor auf dem rechten|'

Auge das Sehvermögen fast vollständig° Außerdem erlitt sie

einen Hüftgelenksbruch rechts° Die Beklagte lehnte die Ge—l
währung einer Entschädigung durch Bescheid vom 8° Mai 4970
ab, weil im Unfallzeitpünkt wegen des um ca‚ 46 Stunden ver—
ZÖgerten Antrittes der Fahrt zur Familienwohnung der ursächlicpe‘

Zusammenhang mit der betrieblichen Tätigkeit gelöst gewesen seii°
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Das Sozialgericht (SG) Frankfurt a„M° hat die Klage durch

Urteil vom 24" September 4971 abgewiesen: Ein Wegeunfall

habe nicht vorgelegen, weil der Heimweg der Klägerin von
ihrer Arbeitsstätte am Abenivor dem Unfall mit dem Erreichen

ihrer Wohnung in Frankfurt a„M° beendet gewesen sei„ Die

wesentliche Ursache für die verspätete Heimfahrt seien der

wegen des bevorstehenden Weihnachtsfestes zu erwartende
überdurchsehnittliche Berufsverkehr und die ungünstigen

Straßenverhältnisse gewesen° Auf beides habe die Erwerbs—

tätigkeit der Klägerin keinen Einfluß gehabt°

Das Landessozialgericht (LSG) hat nach Beweiserhebung

durch Urteil vom 40° Mai 4972 das Urteil des SG sowie den

Bescheid der beklfgten aufgehoben und die Beklagte zur
Entschädigungsleistung verurteilt° Zur begründung ist aus—
geführt: Die Klägerin habe nach 5 550 Satz 5 der Reichs?

versicherungsordnung (RVG) unter Versicherungsschutz ge—

standen° Im Unfallzeitpunkt habe die Klägerin ihre Familien»

wohnung noch im Hause ihrer Mutter in Pfungstadt gehabt°

Aufgrund des Beweisergebnisses sei erwiesen, daß die

Klägerin sich die innere Verbundenheit mit der elterlichen

Wohnung im Unfallzeitpunkt, also im Alter von 52 Jahren,

noch erhalten hatte° Sie habe nämlich ihre arbeitsfréie

Zeit an den Wochenenden regelmäßig in dem Hause ihrer

Eltern bzw„ — nachdem ihr Vater gestorben sei — ihrer

Mutter in Pfungstadt verbracht° Es sei nicht entscheidend,

daß sie bei Antritt ihrer Beschäftigung ein von ihr möbliertes

Leerzimmer in Frankfurt a.M„ in einem ihrer Arbeitgeberin

gehörenden Haus bezogen habe° Denn als Einkäuferin habe sie

eine unregelmäßige Dienstzeit gehabt; so daß es für sie

zweckmäßig gewesen sei, in Frankfurt aM.: eine Unterkunft

zu beziehen° Dadurch, daß sich die Klägerin später ein

anderes Leerzimmer mit Kochnische und Bad gemietet und mit
eigenen Möbeln eingerichtet habe, sei der Mittelpunkt ihrer

Lebensverhältni53e nicht nach Frankfurt a„M° verlagert
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worden. Die Klägerin sei nicht verlobt, habe in Frankfurt a.ML
keine näheren Bekannten und halte sich dort auch an arbeits-

freien Tagen nicht auf. Unter solchen Umständen behalte auch

eine 32—jährige Versicherte ihre Familienvohnung im Hause dem

Eltern° Dagegen könne nicht angeführt werden, daß die Ent—

fernung von Pfungstadt nach Frankfurt a.M° nur rund 50 km

betrage. Auch bei einer solchen Entfernung sei es verständ—

lich, daß sich eine Versicherte am Ort der Tätigkeit eine

Unterkunft suche, wenn sie — wie im vorliegenden Fall —
sonst an jedem Arbeitstag eine verkehrsréiche Strecke zur

Zeit des Berufsverkehrs zurücklegen müßte„

Die Klägerin habe sich im Zeitpunkt des Unfalles auch auf

dem Weg von ihrer Unterkunft in Frankfurt a.Mo_zur Familien-

wohnung in Pfungstadt befunden° Die Auffassung der Beklagten,

die Klägerin hätte nur bei einer Heimfahrt am 25, Dezember

1969 im unmittelbaren Anschlußaan die Beendigung ihrer
beruflichen Tätigkeit unter Unfallversicherungsschutz ge—
standen, séi unzutreffend° Bei Fahrten Zur Familienwohnung

brauche nämlich kein ebenso enger zeitlicher Zusammenhang

mit der Beendigung der betrieblichen Tätigkeit zu bestehen,
wie bei gewöhnlichen Heimfahrten nach Arbeitsschluß°

Während bei gewöhnlichen Heimwegen der Zusammenhang mit der

betrieblichen Tätigkeit durch eine längere eigenwirtschaft—

liche Verrichtung gelöst werde, müsse ein Versicherter, der\

am Ort der beruflichen Tätigkeit eine Unterkunft habe, dort

täglich nach Arbeitsschluß eigenuirtschaftliCheniVerrichtungeh

nachgehen, ohne daß dadurch der Versicherungsschutz bei einem

Heimfahrt verloren gehe° Ein Beschäftigter sei nach 5 550
Satz 5 RVG grundsät21ich bei jeder Fahrt vom Ort der Tätiäkeik

zu seiner Fämilienwohnung
gegen Unfall versichert. Mit Wortlaut

und Sinn des 5 550 _RVO_wärees nicht zu vereinbaren.",‚den
_

'
Versicherungsschutz auf eine bestimmte Zeit nach Dienstschlu®

zu beschränken. Denn der Grund für eine Fahrt zu der Familien}

...5...
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wohnung sei stets der, an den Mittelpunkt der Lebensver—

hältnisse zurückzukehren° Dabei könne es grundsätzlich keine

zeitliche Beschränkung geben° Eine Fahrt zur Familienwohnung

stehe im allgemeinen erst dann nicht mehr unter Versicherungsw

schutz, wenn eine längere Zeit nach Beendigung der netricbs—

arbeit vergangen sei, in welcher sich der Vérsicherte eigen—

wirtschaftlichen Tätigkeiten in einem Umfang gewidmet habe,

daß die Fahrt als Rückfahrt von dieser Tätigkeit anzusehen

sei, z.B° nach einem am Ort der betriebsstätte verbrachten

mehrtägigen Urlaub, über auch wenn man die Auffassung ver—

treten würde, Versicherungsschutz nach 5 550 Satz 3 BVD
bestehe nur im unmittelbaren Anschluß an die Beendigung der

betrieblichen Tätigkeit, so müsse hier etwas anderes gelten°

Die Klägerin fahre nämlich wegen der auf der Straße

Frankfurt a„M. — Darmstadt — Pfungstadt an dem jeweils

letzten Arbeitstag vor Sonn— und Feiertagen herrschenden

Verkehrsdichte stets erst am folgenden Morgen nach Hause,

weil sie dann leere Straßen vorfindec Außerdem sei der

witterungsbedingte Straßenzustand ein weiterer Grund dafür'

gewesen, daß die Klägerin die Heimfahrt erst am 24, Dezember

1969 angetreten habe. Nach der Auskunft des Vetteramtes
Frankfurt a.M‚ habe am 25. Dezember 4969 nachmittags eine

Temperatur von —2° geherrscht mit Niederschlägen teils als

Schnee, der im südlichen Teil der Strecke Frankfurt a.M„ —
Darmstadt in Regen oder Sprühregen übergegangen sei°

Wahrscheinlich habe auf diesem Teil der Wegstrecke Schnee—

glätte und auch Glatteis geherrscht° Im Hinblick auf den

üblichen Berufsverkehr, der an diesem Tage noch durch den

Vorweihnachtsverkehr verstärkt werden sei, und die einsetzen—

de Dunkelheit sei es daher vernünftig gewesen‚'die_Heimfahrt'

erst am nächsten Morgen anzutreten. Zwar habe die Klägerin

nicht mit besseren Witterungsverhältnissen, aber mit Tages—
licht, einer-geringeren Verkehrsdichte und einer dadurch

_ 5 _
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verringerten Unfallgefahr rechnen können° Der Versicherungs:

schutz sei durch dieses — verantwortungsvolle — Verhalten

nicht verlorengegangen. Obwohl nicht eindeutig feststehe,

welche Entschädigungsansprüche im einzelnen für die Klägerin

aus diesem Unfall erwachsen seien, habe die Entschädigungs—

pflicht der Beklagten dem Grunde nach festgestellt werden

können (5 150 des Sozialgerichtsgesetzes —SGGn), weil die

Klägerin nach der Art der Verletzung an der Hüfte und am
rechten Auge mit begründeter Wahrscheinlichkeit einen An—
spruch auf Leistungen wenigstens in einer Mindesthöhe habe°

Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt

und wie folgt begründet: Es sei nicht vertretbar, die Wohnung '
in Pfungstadt noch als den Mittelpunkt der Lebensinteressen ‘
der Klägerin anzusehen. Hierfür reiche es nicht aus, daß die

Klägerin regelmäßig ihre Wochenenden dort verbracht habe und

mit ihrem Elternhaus innerlich noch stark verbunden gewesen

sei. Ausschlaggebend für die Verlagerung des Mittelpunktes

der Lebensinteressen nach Frankfurt a.M° seien vielmehr die

sonstigen Umstände des Falles: Die Klägerin sei im Alter

-von 32 Jahren längst der elterlichen Ob30rge entwachsen ge—

wesen; sie sei seit 4960 im Unfallbetrieb tätig und habe

ein relativ hohes eigenes Einkommen; sicherlich habe sie

in Frankfurt a.M. einen Bekanntenkreis und sei in die \
Kollegengemeihschaft aufgenommen worden; der lange

Zeitäb].aui

habe zwangsläufig dazu geführt, daß sie den chensmittelpunkt

nach Frankfurt a.M. verlagert habe, wo sie den Großteil der
Woche einschließlich der Freizeiten verbracht und eine eigene

voll ausgestattete Wohnung unterhalten habe; gegen die Bei—

behaltung des Mittelpunktes in Pfungstadt spreche auch, daß.

die Klägerin regelmäßig erst sonnabends dorthin fuhr, ihre

Vohnung in Frankfurt a.M. also wohl zu schätzen gewußt

und dadurch den Aufenthalt in Pfungstadt zeitlich enger
begrenzt habe, als dies bei einer Beibehaltung des Lebens-

_ 7 _
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mittclpunktes im Elternhaus verständlich
gewesen sei, Unab—

hängig davon scheitére der Versicherungsschutz nach 5 550

Satz 5 RVO aber auch daran, daß die Klägerin die verhöltnis—

mäßig kurze Reise zur Familienwohnung aus Gründen verzögert '
habe, die nicht von ihrem Villen unabhängig gewesen seien,

Der Wunsch der Klägerin, die am 25, Dezember 4969 stark

befahrenen Straßen, die Dunkelheit und das G1?tteis zu meiden,

sei kein vom Willen der KlE-igerin unabhängiger Grund ge\.eson„

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Klägerin gegen das Urteil des SG zurückzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

II

Mit Einverständnis der Beteiligten hat der Senatohne
mündliche Verhandlung entschieden (@ 424 Abs° 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)‚

‚Die zulässige Revision der Beklagten ist nicht begründet°

Das LSG hat aufgrund der von ihm getroffenen tatsächlichen“

Feststellungen entschieden, daß die Klägerin im Zeitpunkt
des Unfalls gemäß 5 550 Satz 2 RVO i.d.F° bis zum Inkraft—

treten des Gesetzes über Unfallversicherung für Schüler und

Studenten sowie Kinder in Kindergärten vom 48. März 1971
,(BGbl I 257 — RVO aF) unter Versicherungsschutz gestanden

hat. Der Senat ist an die tatsächlichen Feststellungen des
LSG gebunden, da die Revision keine zulässigen und begründeten
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Revisionsrügen vorgebracht hat (5 165 SGG)° Die Ausführungen
der Revision laufen, soweit sie sich überhaupt auf die tat—

sächlichen Feststellungen des LSG beziehen, darauf hinaus,

das vom LSG gewonnene Ergebnis freier richterlicher über—

zeugungsbildung anzugreifen° Selbst in einem — nach Auffassung

der Revision — unrichtigen Beweisergebnis des Berufungsgerichts

liegt aber noch kein Verfahrensmangel i„S° des 5 162 Abs, 1

Nr. 2 see (vg1° BSG4, 450, 453- 2 256 257; „se SozR Nr„ 54
und Nr. 56 zu 5 428 SGG). Eine Überschreitung der ges etzlichehy

Grenzen des Rechts auf freie richterliche Beveiswürdigung hat

die Revision nicht dargelegt.

Nach 5 550 Satz 2 RVO aF schließt der Umstand, daß der Ver-
sicherte wegen der Entfernung seiner ständigen Familienwohnung

von dem Ort der Tätigkeit an diesem oder in dessen Nähe eine
Unterkunft hat, die Versicherung auf dem Weg von und nach den

Familienwohnung nicht aus. Ständige Familienvohnuhg i.S‚

dieser Vorschrift ist nach der Rechtsprechung des erkennendcd

Senats eine Wohnung, die für nicht unerheblichc Zeit den

Mittelpunkt der Lebensverhältnisse des Versicherten bildet

(Vgl. BSG4, 474, 473; 20, 440, 444; 25, 95, 95; Vg1„ auch
Drackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 4.—7„ Auflage,

S. 486 h II; Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung,
_5. Auflage, Anm" 20 zu 5 550; Podzun, Der Unfallsachbearbeitér,

5, Auflage, Kennzahl 080 S, 4), Maßgebend ist die tatsächliche
Gestaltung der Lebensverhältnisse des Versicherten im Einzel«

fall, zu denen insbesondere auch die soziologischen und

psychologischen Gegebenheiten gehören (BSG 25, 93, 95)°

Der erkennende Senat schließt sich der Auffassung des LSG an4

daß sich der Mittelpunkt der Lebensverhältnisse der Klägerin

zur Unfallzeit in Pfungstadt befunden hat.
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Es ist davon auszugehen, daß ein lediger Versicherter seine

Familienwohnung bei den Eltern beibehält, wenn er seine Frei—

zeit regelmäßig bei ihnen verbringt, die Bindung zu den Eltern
nicht gelockert ist und der Versicherte an dem beschäftigungs—

ort keinen neuen Mittelpunkt seiner Lebensinteressen gefunden

hat (vgl° BSG 5, 465, 467; DSG SozR Nr° 47 und Nro 2Ä zu

@ 545.RVO aF; brackmann aaO S° 486 i m„woN„; Lauterbach aaO
@ 550 Anm° 25 Buchst° c)° Nach der Lebenserfahrung trifft

es zwar zu,daß ledige Versicherte, die auswärts beschäftigt

und am Ort ihrer Tätigkeit untergebracht sind, sich im
stärkeren Maße vom Elternhaus lösen, als dies im Regelfall

bei Versicherten mit eigenem Hausstand am Wohnort der Eltern

der Fall zu sein pflegt; zu einer solchen Lösung mag es des—

halb auch leichter kommen, wenn sich ledige Versicherte in

einem länger andauernden, ihre persönliche und wirtschaft—

liche Unabhängigkeit stärkenden Arbeitsverhältnis befinden

(Vgl. BSG 5 aaO)° Entscheidend sind aber auch hier stets die

Besonderheiten des Einzelfalles, aus denen sich ergibt, ob

und in welchem Maße der Versicherte trotz seiner ausvärtigen5

Unterbringung die innere Verbundenheit mit der elterlichen
Wohnung beibehält. Das LSG hat festgestellt, daß die Klägerin

ihre arbeitsfreie Zeit an den Wochenenden regelmäßig in dem

Haus ihrer Eltern bzw° — nach dem Tode des Vaters — ihrer
Mutter in Pfungstadt verbracht hat° Bei der beurte11ung‚

ob die Klägerin, obwohl sie bereits 52 Jahre alt war und eine

gefestigte berufliche Stellung besaß, ihre innere Verbunden—

heit mit der Wohnung ihrer Mutter beibehalten hatte, hat das
LSG mit Recht auch die Aussagen der Mutter der Klägerin sowie

den Eindruck berücksichtigt, den es von der Persönlichkeit
der Klägerin gewonnen hat° Dabei hat es zutreffend als An-
haltspunkte für die Beibehaltung der inneren Bindung zum
Elternhaus auch gewertet, daß die Klägerin nicht verlobt war,
an ihrem Arbeitsort in Frankfurt aQM„ keine näheren Bekannteng
hatte und sich dort auch an arbeitsfreien Tagen nicht aufhielt°
Bedenkenfrei ist die Auffassung des LSG, daß die Entfernung

_
45
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von nur rund 50 km zwischen Frankfurt und Pfungstadt der

begründung einer Unterkunft am Arbeitsort nicht entgegensteht,

weil hierdurch das tägliche Zurücklegen der verkehrsreichen

Strecke zwischen beiden Orten zur Zeit des Berufsverkehrs

vermieden wurde. Schließlich hat das LSG zutreffend nicht

als maßgebend angesehen, daß die Klägerin an ihrem Arbeitsort

nicht nur dürftig untergebracht war° Der Gesetzeszueck gebietét

es nicht, den Begriff der Unterkunft i.S° des 5 550 Satz 2 BVG 8F

mit der Vorstellung eines behelfsmäßigen Unterkommens zu ver—
binden (BSG 20, 110, 115). Entscheidend ist, daß aus der Art

der Vohnverhältnisse in Frankfurt
— zusammen mit den sonstiged

Umständen —
nicht geschlossen werden kann, sie sollten dazu

dienen, hier den Mittelpunkt der Lebensverhältnisse der Klägerin

zu verwirklichen.

Der Auffassung des LSG ist auch darin beizupflichten, daß sich

die Klägerin im Unfallzeitpunkt auf dem mit der versicherten

‚Tätigkeit zusammenhängenden Weg von der Unterkunft am Arbeits+

ort nach ihrer Familienuohnung befunden hat. Zur Begründung

des Versicherungsschutzes nach 5 550 Satz 2 EVO aF war die
Klägerin entgegen der Meinung der Beklagten nicht gezwungen,
unmittelbar nach Arbeitsschluß oder jedenfalls noch am Abend

ldes 25. Dezember 1969 die Fahrt nach Pfungstadt anzutretcn°

Mit Recht hat das LSG in diesem Zusammenhang darauf hingewiesén,‘

daß der Gesetzgeber für die Fahrten zur Familienuohnung einen

.Versicherungsschutz geschaffen hat, der über den Versicherungt—

schutz nach 5 550 Satz 1 RVG hinausgeht und es ermöglicht,

rechtlich die dem persönlichen Lebensbereich zuzurechnenden

Beweggründe für die Fahrt weitgehend unberücksichtigt zu
lassen (vgl. BSG 1,171, 175; 2, 78, 80; Urteil vom 28. August
1968 — 2 RU 118/66 —) Es bedarf jedoch aus Anlaß dieses Falles

keiner Entscheidung darüber, in welchem zeitlichen Abstand

nach Beendigung der Arbeit der Versicherte den Weg zur Familien—

wohnuneangetfctenhaben muß,umnach 5 550 satz 2 BVDaF unter
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Versicherungssehütz zu stehen° Denn im vorliegenden Fall

hatte die Klägerin, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat,

in den Verkehrs— und T*itterungsverhältnissen liegende

triftige Gründe für den Antritt der Fahrt erst am folgenden

Vormittag„ Der Senat hält es — wie des LSG — nicht für

gerechtfertigt, in dem vernntuortungsbewußten Verhalten der

Klägerin, das zudem nur zu einer nicht erheblichen Verzöge—

rung der Familienheimfnhrt geführt hat, einen Grund für den

Ausschluß des Versieherungsschutzes nach 5 550 Satz 2 RVG el

zu sehen.

Die Revision der Beklagten war des nlb zurückzuweisen.

Die Kostenentseheidung beruht auf 5 495 SGG°
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